
 

Berichte des Vorstands an die ordentliche Hauptversammlung 2023  

zu den Tagesordnungspunkten 6, 7 und 8 

 

1. Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 

186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

Das in § 5 der Satzung der Gesellschaft vorgesehene genehmigte Kapital (Genehmigtes 

Kapital 2020) läuft am 25. August 2024 aus. Unter Tagesordnungspunkt  6 schlagen 

Vorstand und Aufsichtsrat vor, das bestehende genehmigte Kapital aufzuheben und ein 

neues genehmigtes Kapital zu beschließen und die Satzung entsprechend anzupassen.  

Der Vorstand erstattet in Bezug auf die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 

im Rahmen der neuen Ermächtigung zur Ausnutzung eines genehmigten Kapitals gemäß 

§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht, der nachstehend 

vollständig bekannt gemacht wird: 

Genehmigtes Kapital 2023 

Unter dem Tagesordnungspunkt 6 wird vorgeschlagen, den Vorstand zu ermächtigen, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 29. August 2028 

einmal oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 3.893.863,00 durch Ausgabe von bis zu 

3.893.863 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 

zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2023). Das beantragte Genehmigte Kapital 2023 in 

Höhe von EUR 3.893.863,00 macht ca. 50 % des gegenwärtig EUR 7.787.727,00 

betragenden Grundkapitals der Gesellschaft aus. 

Mit der erbetenen Ermächtigung zur Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals soll 

dem Vorstand ein flexibles Instrument zur Gestaltung der Unternehmensfinanzierung 

eingeräumt werden. Das vorgeschlagene genehmigte Kapital soll  es dem Vorstand 

ermöglichen, auch weiterhin kurzfristig das für die weitere Entwicklung des 

Unternehmens erforderliche Kapital an den Kapitalmärkten durch die Ausgabe neuer 

Aktien gegen Bareinlagen aufzunehmen und dadurch etwaige günstige 

Marktgegebenheiten zur Deckung eines künftigen Finanzierungsbedarfes ohne 

Verzögerungen zu nutzen. Daneben soll der Vorstand insbesondere auch die Möglichkeit 

haben, sich am Markt bietende Akquisitionschancen für eine Sachkapitalerhöhung zu 

ergreifen. 



Macht der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats von der Ermächtigung zur 

Ausnutzung des genehmigten Kapitals Gebrauch, steht den Aktionären grundsätzlich ein 

Bezugsrecht zu (§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 1 AktG). Soweit den Aktionären nicht 

der unmittelbare Bezug von Aktien ermöglicht wird, kann der Vorstand von der 

Möglichkeit Gebrauch machen, Aktien an ein Kreditinstitut oder ein im Gesetz und im 

Beschlussvorschlag gleichgestelltes Unternehmen oder eine Gruppe oder ein Konsortium 

von Kreditinstituten und/oder solchen Unternehmen mit der Verpflichtung auszugeben, 

den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten 

(mittelbares Bezugsrecht i.S. von § 186 Abs. 5 AktG). 

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, das Bezugsrecht mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats unter bestimmten Umständen im Interesse der Gesellschaft und der 

Aktionäre auszuschließen. 

Bezugsrechtsausschluss zum Ausgleich von Spitzenbeträgen 

Der Vorstand soll ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre auszuschließen, soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erforderlich 

ist. Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge eröffnet die 

Möglichkeit, bei einer Kapitalerhöhung einfache und praktikable Bezugsverhältnisse 

festzusetzen. Spitzenbeträge entstehen, wenn infolge des Bezugsverhältnisses oder des 

Betrages der Kapitalerhöhung nicht alle neuen Aktien gleichmäßig auf die Aktionäre 

verteilt werden können. Die Spitzenbeträge sind im Verhältnis zur gesamten 

Kapitalerhöhung von untergeordneter Bedeutung. Die Beeinträchtigung der Aktionäre 

durch den Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist daher im Verhältnis zu den 

Verfahrensvorteilen zu vernachlässigen. 

Bezugsrechtsausschluss zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 

Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Wirtschaftsgüter, einschließlich 

Forderungen, gegen Ausgabe von Aktien 

Weiterhin soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre 

auszuschließen, um Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen an 

Unternehmen oder sonstige Wirtschaftsgüter (einschließlich Forderungen) von Dritten 

gegen Ausgabe von Aktien zu erwerben. Durch diese Möglichkeit der Aktienausgabe wird 

der Handlungsspielraum des Vorstands im Wettbewerb deutlich erhöht, da die Praxis 

zeigt, dass sowohl auf den internationalen als auch auf den nationalen Märkten als 

Gegenleistung für attraktive Akquisitionsobjekte teilweise die Verschaffung von Aktien 

der erwerbenden Gesellschaft verlangt wird. Gerade bei größeren Unternehmenseinheiten 

können oder sollen diese Gegenleistungen vielfach nicht in Geld erbracht werden. 

Namentlich um die Liquidität der Gesellschaft nicht zu belasten, kann es vorteilhafter 

sein, wenn die Gegenleistung, die die Gesellschaft im Rahmen des 

Unternehmenszusammenschlusses bzw. im Rahmen des Erwerbs eines Unternehmens, 

Unternehmensteils oder einer Unternehmensbeteiligung erbringen muss, ganz oder zum 

Teil in neuen Aktien der erwerbenden Gesellschaft erbracht werden kann.  



Es liegt im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre, auf den nationalen und 

internationalen Märkten schnell und flexibel handeln zu können. Dazu gehört auch die 

Möglichkeit, sich zur Verbesserung der Wettbewerbsposition mit anderen Unternehmen 

zusammenzuschließen oder Unternehmen, Unternehmensteile und Beteiligungen an 

Unternehmen zu erwerben. 

Um im Interesse der Gesellschaft liegende Transaktionen auch zukünftig zu ermöglichen, 

ist die Nutzung eines genehmigten Kapitals mit der Möglichkeit zum 

Bezugsrechtsausschluss erforderlich. Sollen neue Aktien als Gegenleistung im Rahmen 

eines Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen 

oder von sonstigen Wirtschaftsgütern (einschließlich Forderungen) ausgegeben werden, 

kann die Aktienausgabe aus einer Kapitalerhöhung nur unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der bisherigen Aktionäre erfolgen. Der Vorstand soll deshalb in diesen Fällen zum 

Bezugsrechtsausschluss ermächtigt werden. Der Preis, zu dem die neuen Aktien in diesem 

Fall verwendet werden, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. Der Vorstand wird 

bei der Festlegung der Bewertungsrelationen in jedem Fall die Interessen der Aktionäre 

angemessen wahren und sich an den Interessen der Gesellschaft ausrichten. Bei der 

Bemessung des Werts der als Gegenleistung gewährten Aktien wird sich der Vorstand am 

Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft orientieren. Eine schematische Anknüpfung an 

den Börsenkurs ist jedoch nicht vorgesehen, um insbesondere einmal erzielte 

Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenkurses wieder in Frage zu 

stellen. 

Der Beschlussvorschlag sieht daneben ausdrücklich vor, dass das Bezugsrecht mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats auch ausgeschlossen werden kann, um neue Aktien im 

Rahmen des Erwerbs einlagefähiger Wirtschaftsgüter, die mit dem Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen im 

Zusammenhang stehen, auszugeben. Bei einem Akquisitionsvorhaben kann es 

wirtschaftlich sinnvoll sein, neben dem eigentlichen Akquisitionsobjekt weitere 

Wirtschaftsgüter zu erwerben, etwa solche, die dem Akquisitionsobjekt wirtschaftlich 

dienen. Dies gilt insbesondere, wenn ein zu erwerbendes Unternehmen nicht Inhaber von 

mit seinem Geschäftsbetrieb im Zusammenhang stehenden gewerblichen Schutzrechten 

bzw. Immaterialgüterrechten ist. In solchen und vergleichbaren Fällen muss die 

Gesellschaft in der Lage sein, mit dem Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehende 

Wirtschaftsgüter zu erwerben und hierfür – sei es zur Schonung der Liquidität oder weil 

es der Veräußerer verlangt – Aktien als Gegenleistung zu gewähren – vorausgesetzt, dass 

die betreffenden Wirtschaftsgüter einlagefähig sind. Daher soll die Gesellschaft auch 

insoweit in der Lage sein, ihr Grundkapital gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre zu erhöhen. Sacheinlagen sind in solchen Fällen mit dem 

Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehende Wirtschaftsgüter.  

Der Vorstand soll insbesondere auch berechtigt sein, das Bezugsrecht mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats bei Ausnutzung des beantragten Genehmigten Kapitals auszuschließen, 

um den Inhabern von Forderungen gegen die Gesellschaft – seien sie verbrieft oder 

unverbrieft –, die im Zusammenhang mit der Veräußerung von Unternehmen, 



Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen an die Gesellschaft begründet 

wurden, an Stelle der Geldzahlungen ganz oder zum Teil Aktien der Gesellschaft zu 

gewähren. Die Gesellschaft erhält dadurch zusätzliche Flexibilität und kann, 

beispielsweise in Fällen, in denen sie sich zur Bezahlung eines Unternehmens- oder 

Beteiligungserwerbs zunächst zu einer Geldleistung verpflichtet hat, im Nachhinein an 

Stelle von Geld Aktien gewähren und so ihre Liquidität schonen. Bei der Ausnutzung des 

beantragten Genehmigten Kapitals sind die Forderungen gegen die Gesellschaft in solchen 

Fällen Sacheinlagen. 

Um Transaktionen wie die hier beschriebenen schnell und mit der gebotenen Flexibilität 

durchführen zu können, muss die Gesellschaft in der Lage sein, ihr Grundkapital gegen 

Ausgabe von Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu erhöhen. 

Deshalb ist es erforderlich, dass der Vorstand zum Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre bei der Ausgabe der neuen Aktien ermächtigt wird. Der Vorstand soll auch 

dabei allerdings noch der Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen. Bei Einräumung eines 

Bezugsrechts sind Unternehmenszusammenschlüsse und der Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder von anderen mit einem 

solchen Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden einlagefähigen 

Wirtschaftsgütern gegen Ausgabe neuer Aktien nicht möglich und die damit für die 

Gesellschaft und ihre Aktionäre verbundenen Vorteile nicht erreichbar. 

Konkrete Zusammenschluss- oder Akquisitionsvorhaben, für die vom Genehmigten 

Kapital 2023 und der darin enthaltenen Möglichkeit der Sachkapitalerhöhung unter 

Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht werden soll, bestehen zurzeit nich t.  

Wenn sich Möglichkeiten zu Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen konkretisieren 

oder die Möglichkeit besteht, andere mit einem Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang 

stehende einlagefähige Wirtschaftsgüter zu erwerben, wird der Vorstand jeweils im 

Einzelfall prüfen, ob er von der Möglichkeit der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen 

unter Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen soll. Er wird die Ermächtigung nur dann 

ausnutzen, wenn er zu der Überzeugung gelangt, dass der Erwerb gegen Ausgabe neuer 

Aktien der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der 

Aktionäre liegt. Insoweit wird der Vorstand auch sorgfältig prüfen und sich davon 

überzeugen, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert 

der Aktien steht. 

Bezugsrechtsausschluss für bereits ausgegebene Schuldverschreibungen 

Der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts, soweit dies erforderlich ist, um den 

Inhabern von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten, die von der Gesellschaft 

oder einer Gesellschaft, an der die Gesellschaft eine unmittelbare oder mittelbare 

Mehrheitsbeteiligung hält, ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht in dem Umfang 

einräumen zu können, wie es ihnen nach Ausübung ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte 

bzw. nach Erfüllung ihrer entsprechenden Pflichten zustünde, liegen Effektivitäts - und 



Flexibilitätserwägungen zugrunde. Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. entsprechenden Pflichten müssen zum Zwecke der erleichterten 

Platzierung am Kapitalmarkt mit einem Verwässerungsschutz ausgestattet werden, der 

dazu dient, den Inhabern der Schuldverschreibungen bei nachfolgenden Aktienemissionen 

ein Bezugs- oder Umtauschrecht auf neue Aktien einräumen zu können, wie es auch 

Aktionären zusteht. Die Inhaber von Schuldverschreibungen werden auf diese Weise so 

gestellt, als wären sie bereits Aktionäre. Damit die Schuldverschreibungen einen solchen 

Verwässerungsschutz aufweisen können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese 

Aktien ausgeschlossen werden. Dies erleichtert die Platzierung der 

Schuldverschreibungen und dient damit den Interessen der Aktionäre an einer optimalen 

Finanzstruktur der Gesellschaft. Zudem hat der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten 

der Inhaber von Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- oder Optionsrecht gewähren 

oder eine entsprechende Pflicht begründen, den Vorteil, dass im Fall einer Ausnutzung 

der Ermächtigung der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die Inhaber bereits bestehender 

Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- oder Optionsrecht gewähren oder eine 

entsprechende Pflicht begründen, nicht nach den jeweiligen Bedingungen der 

Schuldverschreibung ermäßigt zu werden braucht. Dies ermöglicht einen höheren Zufluss 

an Mitteln und liegt daher im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.  

Bezugsrechtsausschluss für weniger als 10 % des Grundkapitals ausmachende Aktien 

Schließlich soll gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der 

Bezugsrechtsausschluss auch zulässig sein, wenn der Anteil des Grundkapitals, der auf 

die neuen Aktien entfällt, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, sowohl im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen 

Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch soll der Vorstand in die 

Lage versetzt werden, kurzfristig günstige Börsensituationen zu nutzen und auf diese 

Weise eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel der Gesellschaft zu erreichen. Ein 

Ausschluss des Bezugsrechts führt aufgrund der deutlich schnelleren 

Handlungsmöglichkeit erfahrungsgemäß zu einem höheren Mittelzufluss als eine 

vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht. Das beruht darauf, dass bei Einräumung 

eines Bezugsrechts eine Bezugsfrist von mindestens zwei Wochen besteht. Die 

Gesellschaft könnte dann nicht kurzfristig auf günstige oder ungünstige Marktverhältnisse 

reagieren, sondern wäre rückläufigen Aktienkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, 

die zu einer für die Gesellschaft ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen können. 

Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises bis zum 

drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität an 

den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, das zu 

Sicherheitsabschlägen und somit zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch ist bei 

Bestand eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit seiner Ausübung die erfolgreiche 

Platzierung bei Dritten gefährdet oder mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Die 

Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts versetzt den Vorstand darüber hinaus in 

die Lage, neue Investorengruppen zu gewinnen. 



Durch die Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals wird der für die vom Bezugsrecht 

ausgeschlossenen Aktionäre eintretende Verwässerungseffekt möglichst gering gehalten. 

Dies wird auch dadurch sichergestellt, dass auf die genannten 10 % des Grundkapitals 

diejenigen Aktien anzurechnen sind, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. 

Anzurechnen ist auch der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die 

zur Bedienung von Options- oder Wandlungsrechten oder zur Erfüllung von Options- oder 

Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. auszugeben 

sind, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung in sinngemäßer Anwendung des § 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre begeben 

werden. Aufgrund des begrenzten Umfanges der Kapitalerhöhung haben die betroffenen 

Aktionäre zudem die Möglichkeit, durch einen Zukauf über die Börse und somit zu 

marktgerechten Konditionen ihre Beteiligungsquote zu halten. Die Vermögensinteressen 

der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Aktien aufgrund dieser Ermächtigung 

nur zu einem Preis ausgegeben werden dürfen, der den Börsenpreis der bereits notierten 

Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet. 

Der Vorstand wird außerdem in jedem Fall den Gegenwert für die Aktien ausschließlich 

im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre festlegen. 

Begrenzung auf 50 % des Grundkapitals 

Einer übermäßigen Verwässerung des Aktienbestandes der bisherigen Aktionäre wird 

ferner dadurch entgegengewirkt, dass bezüglich aller Möglichkeiten zum Ausschluss des 

Bezugsrechts der Anteil des Grundkapitals, der auf die neuen Aktien entfällt, für die das 

Bezugsrecht ausgeschlossen wird, sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch im 

Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung insgesamt 50 % des Grundkapitals nicht 

übersteigen darf. 

Prüfung des Vorstands im Einzelfall 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung 

Gebrauch machen wird, und dies nur dann tun, wenn es nach seiner Einschätzung im 

wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt und 

verhältnismäßig ist. 

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der 

in dem Tagesordnungspunkt 6 erteilten Ermächtigungen berichten. 

2. Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 (Ausgabe von 

Schuldverschreibungen und Ausschluss des Bezugsrechts) gemäß §§ 221 Abs. 

4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

Unter Tagesordnungspunkt 7 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, die bestehende 

Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen aufzuheben und eine neue 



Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen und ein neues bedingtes Kapital 

zu beschließen und die Satzung entsprechend anzupassen. 

Der Vorstand erstattet zur Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen 

der neu vorgeschlagenen Ermächtigung gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 

AktG einen schriftlichen Bericht, der nachstehend vollständig bekannt gemacht wird:  

Allgemeines 

Die nunmehr vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen "Schuldverschreibungen") im 

Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 sowie zur Schaffung des bedingten 

Kapitals von bis zu EUR 3.893.863,00 soll in Kontinuität der 2020 beschlossenen und am 

25. August 2024 auslaufenden Ermächtigung nebst dem dazugehörigen Bedingten Kapital 

2016 bestimmte Möglichkeiten der Gesellschaft zur Finanzierung ihrer Aktivitäten 

erhalten und dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats – insbesondere bei Eintritt 

günstiger Kapitalmarktbedingungen –, dem Vorstand die Möglichkeit eröffnen, ergänzend 

zu den hergebrachten Möglichkeiten der Fremd- und Eigenkapitalaufnahme je nach 

Marktlage attraktive Finanzierungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen. Insbesondere 

die Ermächtigung zur Ausgabe gewinnabhängiger bzw. gewinnorientierter Instrumente 

wie Genussrechte und Gewinnschuldverschreibungen ermöglicht es, die 

Finanzausstattung zu stärken und hierdurch die Voraussetzungen für die künftige 

geschäftliche Entwicklung sicherzustellen. Die ferner vorgesehenen Möglichkeiten, 

neben der Einräumung von Wandlungs- oder Optionsrechten auch Wandlungs- oder 

Optionspflichten zu begründen, sowie der Kombination von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen erweitern den Spielraum für die Ausgestaltung dieser 

Finanzierungsinstrumente. 

Bezugsrecht der Aktionäre 

Macht der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats von der Ermächtigung zur 

Begebung von Schuldverschreibungen Gebrauch, steht den Aktionären grundsätzlich ein 

Bezugsrecht zu (§§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 1 AktG). Soweit den Aktionären nicht der 

unmittelbare Bezug der Schuldverschreibungen ermöglicht wird, kann der Vorstand von 

der Möglichkeit Gebrauch machen, Schuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein 

im Gesetz und im Beschlussvorschlag gleichgestelltes Unternehmen oder eine Gruppe 

oder ein Konsortium von Kreditinstituten und/oder solchen Unternehmen mit der 

Verpflichtung auszugeben, den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend 

ihrem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht i.S. von § 186 Abs. 5 AktG). 

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, das Bezugsrecht mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats unter bestimmten Umständen im Interesse der Gesellschaft und der 

Aktionäre auszuschließen. 



Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 

Das betrifft zunächst den Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge. Spitzenbeträge 

können sich aus dem jeweiligen Emissionsvolumen und der Darstellung eines 

praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Der Ausschluss des Bezugsrechts für 

Spitzenbeträge ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung durch runde 

Beträge unter Beibehaltung eines glatten Bezugsverhältnisses. Dies erleichtert die 

Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. Der Ausschluss fördert daher die 

Praktikabilität und erleichtert die Durchführung einer Begebung von 

Schuldverschreibungen. Der Wert von Spitzenbeträgen pro Aktionär ist regelmäßig 

gering, während der Aufwand für die Ausgabe von Schuldverschreibungen ohne einen 

Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge relativ hoch ist. Der Ausschluss des 

Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist vor diesem Hintergrund im Interesse der Gesellschaft 

und der Aktionäre angemessen. 

Bezugsrechtsausschluss für bereits ausgegebene Schuldverschreibungen 

Dem Ausschluss des Bezugsrechts zu dem Zweck, den Inhabern von 

Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- oder Optionsrecht gewähren oder eine 

Wandlungs- oder Optionspflicht begründen, ein Bezugsrecht auf neue Aktien zu geben, 

wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts oder nach Erfüllung der 

Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde, liegen Effektivitäts- und 

Flexibilitätserwägungen zugrunde. Schuldverschreibungen müssen zum Zwecke der 

erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt mit einem Verwässerungsschutz ausgestattet 

werden, der dazu dient, den Inhabern bei nachfolgenden Emissionen ein Bezugsrecht auf 

neue Schuldverschreibungen einräumen zu können, wie es auch Aktionären zusteht. Die 

Inhaber von Schuldverschreibungen werden auf diese Weise so gestellt, als wären sie 

bereits Aktionäre. Damit die Schuldverschreibungen einen solchen Verwässerungsschutz 

aufweisen können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Schuldverschreibungen 

ausgeschlossen werden. Dies erleichtert die Platzierung der Schuldverschreibungen und 

dient damit den Interessen der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur der 

Gesellschaft. Zudem hat der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von 

Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- oder Optionsrecht gewähren oder eine 

Wandlungs- oder Optionspflicht begründen, den Vorteil, dass im Fall einer Ausnutzung 

der Ermächtigung der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die Inhaber bereits bestehender 

Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- oder Optionsrecht gewähren oder eine 

Wandlungs- oder Optionspflicht begründen, nicht nach den jeweiligen Bedingungen der 

Schuldverschreibung ermäßigt zu werden braucht. Dies ermöglicht einen höheren Zufluss 

an Mitteln und liegt daher im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.  

Bezugsrechtsausschluss bei Begebung von Schuldverschreibung gegen Sachleistungen 

Der Vorstand soll weiter ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats auszuschließen, soweit die Schuldverschreibungen gegen Sachleistung 

ausgegeben werden und der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zu 



dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen 

Marktwert der Schuldverschreibungen steht. Hierdurch soll es der Gesellschaft ermöglicht 

werden, sowohl national als auch international vorteilhafte Gelegenheiten zum Erwerb 

von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen sowie von sonstigen 

Wirtschaftsgütern ohne erhebliche Verzögerungen wahrzunehmen. Diese Möglichkeit 

zum Ausschluss des Bezugsrechts dient dazu, die Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft 

zu steigern. Darüber hinaus müssen im Rahmen der von der Gesellschaft etwaig 

angestrebten Maßnahmen häufig sehr hohe Gegenleistungen erbracht werden, die 

regelmäßig nicht mehr in Geld erbracht werden sollen und können. Die 

Schuldverschreibungen sollen daher als Akquisitionswährung eingesetzt werden können. 

Dies ist jedoch nur möglich, wenn das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen worden 

ist, da die genannten Erwerbsgelegenheiten meist nur kurzfristig bestehen und damit auch 

nicht von einer erst einzuberufenden Hauptversammlung beschlossen werden können.  

Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Barzahlung zum 

Marktwert 

Soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder Wandlungs- oder 

Optionspflicht ausgegeben werden sollen, soll der Vorstand weiter ermächtigt werden, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre nach § 221 Abs. 4 

Satz 2 AktG in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, 

soweit die Schuldverschreibungen gegen Barleistung ausgegeben werden und der 

Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten 

theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht 

oder Wandlungs- oder Optionspflicht nicht wesentlich unterschreitet. 

Die Gesellschaft erhält hierdurch die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr 

kurzfristig und schnell zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen 

bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz und Ausgabepreis der 

Schuldverschreibungen zu erreichen. Bei Einräumung eines Bezugsrechts könnte die 

Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige oder 

ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern wäre rückläufigen Aktienkursen 

während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft ungünstigen 

Eigenkapitalbeschaffung führen können. Eine marktnahe Festsetzung der Konditionen 

und eine reibungslose Platzierung der Schuldverschreibungen wären bei Wahrung des 

Bezugsrechts regelmäßig nicht möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG eine 

Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit der Konditionen der 

Schuldverschreibungen) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig 

zu beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein 

Marktrisiko über mehrere Tage, das zu Sicherheitsabschlägen und somit zu nicht 

marktnahen Konditionen führt. Auch ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der 

Ungewissheit seiner Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet oder mit 

zusätzlichen Aufwendungen verbunden. 



Durch das Erfordernis, dass der Ausgabepreis den nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder Wandlungs- oder 

Optionspflicht in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nicht wesentlich 

unterschreiten darf, wird den Vermögensinteressen der Aktionäre und ihrem Bedürfnis 

nach einem Schutz vor einer Verwässerung des Wertes ihres Anteilsbesitzes Rechnung 

getragen. Unterschreitet der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen 

Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen mit 

Wandlungs- oder Optionsrecht oder Wandlungs- oder Optionspflicht nicht wesentlich, 

sinkt der Wert eines Bezugsrechts der Aktionäre praktisch auf Null. Den Aktionären 

entsteht insoweit durch den Ausschluss des Bezugsrechts kein nennenswerter 

wirtschaftlicher Nachteil. 

Darüber hinaus werden die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre vor einer 

unangemessenen Verwässerung ihres Anteilsbesitzes dadurch geschützt, dass die 

Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Begebung von 

Schuldverschreibungen gegen Barleistung nur insoweit gilt, als auf die zur Bedienung der 

Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. bei Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten 

ausgegebenen und auszugebenden Aktien insgesamt ein anteiliger Betrag des 

Grundkapitals von nicht mehr als 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens und zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung entfallen darf. 

Auf diesen Höchstbetrag ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf 

Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung in unmittelbarer, 

sinngemäßer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 

oder veräußert werden. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass keine 

Schuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 

werden, soweit dies dazu führen würde, dass unter Berücksichtigung von 

Kapitalerhöhungen oder von Platzierungen eigener Aktien in unmittelbarer, sinngemäßer 

oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrecht der 

Aktionäre auf neue oder eigene Aktien der Gesellschaft in einem Umfang von mehr als 

10 % des Grundkapitals ausgeschlossen wäre. 

Bezugsrechtsausschluss bei Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen ohne 

Wandlungs- oder Optionsrecht oder Wandlungs- oder Optionspflicht 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, 

Optionsrecht, Wandlungspflicht oder Optionspflicht ausgegeben werden, soll der 

Vorstand ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind. Das ist dann der Fall, 

wenn sie keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 

Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe 

des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird und die 

Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen 

den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen für vergleichbare 



Mittelaufnahmen entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen erfüllt sind, 

resultieren aus dem Ausschluss des Bezugsrechts keine Nachteile für die Aktionäre, da 

die Genussrechte bzw. Gewinnschuldverschreibungen kein Mitgliedschaftsrecht 

begründen und auch keinen Anteil am Liquidationserlös oder am Gewinn der Gesellschaft 

gewähren. Zwar kann vorgesehen werden, dass die Verzinsung vom Vorliegen eines 

Jahresüberschusses, eines Bilanzgewinns oder einer Dividende abhängt. Hingegen wäre 

eine Regelung unzulässig, wonach ein höherer Jahresüberschuss, ein höherer 

Bilanzgewinn oder eine höhere Dividende zu einer höheren Verzinsung führen würde. 

Durch die Ausgabe der Genussrechte bzw. Gewinnschuldverschreibungen werden mithin 

weder das Stimmrecht noch die Beteiligung der Aktionäre an der Gesellschaft und deren 

Gewinn verändert oder verwässert. Da die Bedingungen für die Ausgabe der Genussrechte 

oder Gewinnschuldverschreibungen marktgerecht sein müssen, verkörpert das Recht der 

Aktionäre auf ihren Bezug auch keinen nennenswerten wirtschaftlichen Wert, der durch 

den Ausschluss des Bezugsrechts verloren ginge. 

Begrenzung auf 50 % des Grundkapitals 

Einer übermäßigen Verwässerung des Aktienbestandes der bisherigen Aktionäre wird 

ferner dadurch entgegengewirkt, dass bezüglich aller Möglichkeiten zum Ausschluss des 

Bezugsrechts der Anteil des Grundkapitals, der auf die neuen Aktien entfällt, für die das 

Bezugsrecht ausgeschlossen wird, sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch im 

Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung insgesamt 50 % des Grundkapitals nicht 

übersteigen darf. 

Bedienung der Schuldverschreibungen 

Bedient werden die mit den Schuldverschreibungen verbundenen Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten grundsätzlich aus dem Bedingten 

Kapital 2023, das zu diesem Zweck geschaffen werden soll. Wandlungs- oder 

Optionsrechte sowie Wandlungs- oder Optionspflichten aus Schuldverschreibungen, die 

gegen Sachleistung ausgegeben werden, können nicht aus dem bedingten Kapital bedient 

werden. Hierzu bedürfte es z. B. eines Rückgriffs auf eigene Aktien der Gesellschaft.  

Prüfung des Vorstands im Einzelfall 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur 

Ausgabe von Schuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch 

machen wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeiten wird nur dann erfolgen, wenn dies 

nach Einschätzung des Vorstands im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und 

ihrer Aktionäre liegt und verhältnismäßig ist. 

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der 

in dem Tagesordnungspunkt 7 erteilten Ermächtigungen berichten. Von den von der 

Hauptversammlung vom 26. August 2020 erteilten Ermächtigungen hat der Vorstand bisher 

keinen Gebrauch gemacht. 



3. Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 8 gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 

Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

Mit der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung soll die Gesellschaft 

in die Lage versetzt werden, bis zum 25. August 2028 eigene Aktien im Umfang von 10 % 

des Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Der Erwerb über die Börse oder durch 

ein öffentliches Erwerbsangebot trägt dem Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre 

Rechnung. Erwirbt die Gesellschaft eigene Aktien über ein öffentliches Erwerbsangebot, 

kann jeder verkaufswillige Aktionär entscheiden, wie viele Aktien und – sofern eine 

Kaufpreisspanne festgelegt wird – zu welchem Preis er diese an die Gesellschaft 

veräußern möchte. Übersteigt die angebotene Anzahl an Aktien die von der Gesellschaft 

nachgefragte Anzahl an Aktien, soll es nach der vorgeschlagenen Ermächtigung möglich 

sein, dass der Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungsquoten) 

erfolgt. Nur wenn im Grundsatz ein Erwerb nach Andienungsquoten statt nach 

Beteiligungsquoten erfolgt, lässt sich das Erwerbsverfahren in einem wirtschaftlich 

vernünftigen Rahmen technisch abwickeln. Auch durch die Ermächtigung, Stückzahlen 

von bis zu 100 Stück bevorrechtigt zu berücksichtigen und Spitzen auszuschließen bzw. 

Rundungen nach kaufmännischen Grundsätzen vorzunehmen, soll die technische 

Abwicklung erleichtert werden, weil hierdurch gebrochene Beträge bei der Festlegung der 

Quoten und kleine Restbestände vermieden werden. Der Vorstand hält einen hierin 

liegenden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre für 

sachlich gerechtfertigt und auch unter Berücksichtigung der Interessen der Aktionäre für 

angemessen.  

Die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien können zu allen zulässigen Zwecken 

verwendet werden. Sie können insbesondere über die Börse oder durch ein an alle 

Aktionäre gerichtetes Angebot wieder veräußert werden. Auf diese Weise wird auch bei 

der Veräußerung der Aktien dem Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre genügt. 

Soweit die Aktien durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußert werden, soll der 

Vorstand ermächtigt sein, kaufmännische Rundungen vorzunehmen und das Bezugsrecht 

der Aktionäre auf die eigenen Aktien für Spitzenbeträge auszuschließen. Dies ist 

erforderlich, um die Veräußerung eigener Aktien im Wege eines an alle Aktionäre 

gerichteten Angebots technisch reibungslos durchführen zu können. Die als freie Spitzen 

vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgenommenen eigenen Aktien werden entweder durch 

Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 

verwertet. Eine wesentliche Beeinträchtigung der Rechte der Aktionäre ist damit nicht 

verbunden.  

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll weiter auch dann ausgeschlossen werden können, 

wenn eigene Aktien als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 

oder im Rahmen eines Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 

Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Wirtschaftsgütern, einschließlich 

Forderungen (auch gegen die Gesellschaft oder ein nachgeordnetes 

Konzernunternehmen), angeboten und veräußert werden. Insbesondere der internationale 

Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft können es im Einzelfall erforderlich 



machen, bei Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen sowie von sonstigen 

Wirtschaftsgütern eine Gegenleistung in Form von Aktien zu gewähren. Die hier 

vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft die notwendige Flexibilität geben, um 

derartige sich etwaig bietende Gelegenheiten schnell und flexibel ausnutzen zu können. 

Der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre auf die eigenen Aktien der Gesellschaft 

ist hierfür notwendig. Darüber hinaus kann durch den Einsatz eigener Aktien als 

Akquisitionswährung auf eine Ausnutzung genehmigten Kapitals oder eine ordentliche 

Kapitalerhöhung mit Ausschluss des Bezugsrechts verzichtet werden. Die Ermächtigung 

zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ist insoweit angemessen und liegt im 

Interesse der Gesellschaft. Der Vorstand wird darüber hinaus jeweils im Einzelfall prüfen, 

ob der Ausschluss des Bezugsrechts auch unter Berücksichtigung der Interessen der 

bisherigen Aktionäre im Interesse der Gesellschaft liegt. Bei der Festlegung der 

Bewertungsrelationen wird der Vorstand darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre 

angemessen gewahrt werden. Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des Wertes der 

als Gegenleistung gewährten Aktien am Börsenpreis der Aktien orientieren. Eine 

schematische Anknüpfung an einen Börsenpreis ist hierbei nicht vorgesehen, 

insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des 

Börsenpreises in Frage zu stellen. 

Darüber hinaus soll das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden können, wenn 

die Aktien zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten aus 

Schuldverschreibungen verwendet werden, die die Gesellschaft oder eine Gesellschaft, an 

der die Gesellschaft eine unmittelbare oder mittelbare Mehrheitsbeteiligung hält, ausgibt 

oder ausgegeben hat. Durch die vorgeschlagene Beschlussfassung wird keine neue oder 

weitere Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen geschaffen. Sie dient 

lediglich dem Zweck, der Gesellschaft die Möglichkeit einzuräumen, Wandlungs- oder 

Optionsrechte bzw. -pflichten, die aufgrund anderweitiger Ermächtigungen der 

Hauptversammlung begründet wurden oder werden, mit eigenen Aktien anstelle der 

Inanspruchnahme des ansonsten vorgesehenen bedingten Kapitals zu bedienen, wenn dies 

im Einzelfall nach Prüfung durch Vorstand und Aufsichtsrat im Interesse der Gesellschaft 

liegt. Sofern Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten bestehen, werden diese 

üblicherweise aus einem bedingten Kapital bedient. Die Ausgabe von Aktien aus 

bedingtem Kapital geht jedoch zwingend mit einer Verwässerung der Beteiligungsquote 

der Aktionäre einher. Im Einzelfall kann es für die Gesellschaft und ihre Aktionäre daher 

günstiger sein, hierfür eigene Aktien zu verwenden. Die erbetene Ermächtigung zum 

Ausschluss des Bezugsrechts zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -

pflichten soll den Vorstand in die Lage versetzen, das für die Gesellschaft und ihre 

Aktionäre zweckmäßige Verfahren zu wählen. 

Weiter soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre auch 

außerhalb der Börse und ohne ein an alle Aktionäre gerichtetes Angebot an Dritte zu 

veräußern, wenn der Veräußerungspreis den Börsenpreis der Aktien gleicher Gattung und 

Ausstattung in dem Zeitpunkt, in dem die Verpflichtung zur Veräußerung eingegangen 



wird, nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung dient dem Interesse der 

Gesellschaft, eigene Aktien beispielsweise an institutionelle Anleger im In- und Ausland 

zu verkaufen und auf diese Weise gezielt bestimmte Investorenkreise anzusprechen. 

Darüber hinaus wird die Gesellschaft, wenn sie eigene Aktien hält, in die Lage versetzt, 

kurzfristig auf günstige Börsensituationen reagieren zu können. Mit dieser Ermächtigung 

wird von der Möglichkeit des vereinfachten Ausschlusses des Bezugsrechts nach § 71 

Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Hs. 2 AktG i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Gebrauch gemacht. Die 

Vermögensinteressen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass der Veräußerungspreis 

den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreiten darf. Die endgültige Festlegung des 

Veräußerungspreises für die eigenen Aktien erfolgt zeitnah vor der Veräußerung, um 

einen etwaigen Abschlag vom Börsenpreis so gering wie möglich zu halten. Der Vorstand 

wird einen eventuellen Abschlag vom Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt der 

Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglichst niedrig bemessen. Die 

Beteiligungsinteressen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die auf §  186 Abs. 3 

Satz 4 AktG gestützte Ermächtigung auf höchstens 10 % des jeweiligen Grundkapitals der 

Gesellschaft beschränkt ist und der Anteil am Grundkapital, der auf Aktien entfällt oder 

auf den sich Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten beziehen, die während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderen Ermächtigung unter vereinfachtem 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben wurden, hierauf angerechnet 

wird. Darüber hinaus können die Aktionäre ihre Beteiligungsquote zu im Wesentlichen 

gleichen Bedingungen durch Zukäufe über die Börse aufrechterhalten.  

Schließlich können die erworbenen eigenen Aktien der Gesellschaft ohne weiteren 

Beschluss der Hauptversammlung ganz oder teilweise eingezogen werden. Ein Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre ist hiermit nicht verbunden.  

Der Vorstand wird über jede Ausnutzung der in Tagesordnungspunkt 8 erteilten 

Ermächtigungen in der jeweils folgenden Hauptversammlung berichten. Von der von der 

Hauptversammlung vom 26. August 2020 erteilten Ermächtigung zum Erwerb eigener 

Aktien hat der Vorstand bisher keinen Gebrauch gemacht. 

 

Berlin, im Juli 2023 

 

Clere AG 

Der Vorstand 

 


